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Vertrag über geringfügige Beschäftigung

zwischen

	
	- im folgendenen Arbeitgeber -

	und


	

	
	- im folgenden Arbeitnehmer -


1. Einstellung

Der Arbeitnehmer wird mit Wirkung ab ____________ als _______________ im Rahmen eines geringfügigen Beschäftigungsverhältnisses eingestellt. Der Arbeitgeber behält sich vor, dem Arbeitnehmer auch andere, seinen Fähigkeiten entsprechende Tätigkeiten innerhalb des Betriebs zuzuweisen.

Die ersten ________ Monate (max. 6 Monate) des Arbeitsverhältnisses gelten als Probezeit. Während der Dauer der Probezeit kann der Vertrag jederzeit unter Einhaltung einer zweiwöchigen Frist beendet werden. Nach Ablauf der Probezeit gelten die gesetzlichen Kündigungsfristen.

2. Arbeitszeit

Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt _____________ Stunden ohne Pausen. Sie wird auf die einzelnen Tage wie folgt verteilt:


Montag:
_____________ Std.


Dienstag:
_____________ Std.


Mittwoch:
_____________ Std.


Donnerstag:
_____________ Std.


Freitag:
_____________ Std.


Samstag:
_____________ Std.


Sonntag:
_____________ Std.

Nach betrieblicher Notwendigkeit und auf Anordnung durch den Arbeitgeber kann von der obigen Arbeitszeitverteilung abgewichen werden.

Der Arbeitnehmer verpflichtet sich, auf Anforderung Überstunden zu leisten.

3. Vergütung

Für seine Tätigkeit erhält der Arbeitnehmer eine Vergütung von ______________ Euro (maximal 400 €) monatlich brutto / einen Stundenlohn von ______________ Euro brutto. Der Arbeitgeber führt die gesetzlich geschuldeten Pauschalabgaben in Höhe von 25 % des Arbeitslohnes an die Bundesknappschaftskasse ab. Legt der Arbeitnehmer eine Bescheinigung über die Befreiung von der gesetzlichen Krankenversicherung/bzw. über eine Mitgliedschaft in einer privaten Krankenversicherung vor, entfällt für den Arbeitgeber die Krankenversicherungspauschale in Höhe von 11 % des Bruttolohnes.

Der geringfügig Beschäftigte verpflichtet sich, Gehaltsüberzahlungen ohne Rücksicht auf eine noch vorhandene Bereicherung zurückzuzahlen.

4. Urlaub

Der Arbeitnehmer hat Anspruch auf gesetzlichen Urlaub entsprechend der von ihm erbrachten Arbeitszeit.

5. Arbeitsverhinderung/Entgeltfortzahlung

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, seine persönlichen Angelegenheiten in der arbeitsfreien Zeit zu erledigen, soweit nicht zwingende Gründe dem entgegenstehen. Entgeltansprüche bei Arbeitsverhinderung nach § 616 BGB bestehen nicht.

Bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit hat der Arbeitnehmer Anspruch auf Entgeltfortzahlung nach den gesetzlichen Vorschriften.

Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, jeden Fall der Arbeitsverhinderung unverzüglich am Tag der Arbeitsverhinderung zu melden und den Grund der Verhinderung anzugeben. Im Fall der Arbeitsunfähigkeit wegen Erkrankung hat der Arbeitnehmer spätestens vor Ablauf des 3. Kalendertages nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit, auf Verlangen auch früher, eine ärztliche Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung vorzulegen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als zunächst angegeben, hat der Arbeitnehmer dies ebenfalls unverzüglich mitzuteilen und spätestens am dritten Tag, auf Verlangen auch früher, eine Folgebescheinigung einzureichen.

6. Erklärung zur Geringfügigkeit

Der Arbeitnehmer versichert die Richtigkeit und Vollständigkeit der nachfolgenden Angaben (Zutreffendes ankreuzen):

(
Der Arbeitnehmer übt derzeit keine Nebentätigkeit aus, und zwar weder in Form geringfügiger Beschäftigungsverhältnisse, noch in Form eines sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses.

(
Der Arbeitnehmer übt derzeit eine Nebentätigkeit mit ca. ___________ Stunden wöchentlich aus, bei einem durchschnittlichen Bruttomonatsverdienst von _______ Euro.

(
Der Arbeitnehmer versichert, nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert zu sein und wird eine entsprechende Bescheinigung hierüber vorlegen.

(
Der Arbeitnehmer ist in der gesetzlichen Krankenversicherung pflichtversichert.

Ändert sich an den vorgenannten Angaben etwas, verpflichtet sich der Arbeitnehmer, dies dem Arbeitgeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Der Arbeitgeber macht den geringfügig Beschäftigten darauf aufmerksam, dass die Durchführung des Arbeitsverhältnisses unter Anwendung der Pauschalierungsvorschriften unter der Voraussetzung erfolgt, dass das regelmäßige Arbeitsentgelt die Jahresentgeltgrenze von 4800 € nicht übersteigt. Die Pauschalierungsvorschriften gelten ebenfalls nicht für Nebenbeschäftigungen beim gleichen Arbeitgeber, mit dem das Hauptarbeitsverhältnis unterhalten wird.

Soweit die vorstehenden Angaben unrichtig sind oder werden, und es der Arbeitnehmer pflichtwidrig unterläßt, den Arbeitgeber unverzüglich zu informieren, ist der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber zum Ersatz eines hierdurch entstehenden Schadens verpflichtet.

Der Arbeitnehmer wird darauf hingewiesen, daß er seinen Rentenanspruch erhöhen kann, in dem er zusätzlich zu den pauschalen Rentenversicherungsbeiträgen in Höhe von 12 % der Vergütung, die der Arbeitgeber abführt, freiwillige monatliche Zuzahlungen in die Rentenversicherung leisten kann. Die Zuzahlung beträgt derzeit 7,5 % vom Arbeitslohn.

Der Arbeitnehmer erklärt hiermit (Zutreffendes bitte ankreuzen):

(
daß er diese Möglichkeit nutzen will und beauftragt den Arbeitgeber unwiderruflich, den Zuzahlungsbetrag vom Arbeitslohn einzubehalten und abzuführen.

· daß er auf diese freiwillige Zuzahlung verzichtet. 

7. Schlußbestimmungen

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Rechtswirksamkeit der Schriftform. Dies gilt auch für die Aufhebung der Schriftformklausel.

Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam sein oder werden, wird hierdurch die Wirksamkeit des Vertrages im übrigen nicht berührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, in diesem Fall eine ergänzende Regelung zu treffen, die dem wirtschaftlich Gewollten am nächsten kommt.
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